
„Working class is back“* 

Seit Anfang des Jahres 2023 rollt eine 
Welle von Streiks und politischen 
Massendemonstrationen durch West-
europa. Es handelt sich dabei in eini-
gen Ländern um die heftigsten Ausei-
nandersetzungen der Gewerkschaften 
mit den Kapitalisten sowie mit den 
Regierungen ihrer Länder seit den 
70er Jahren des vergangenen Jahr-
hunderts. Durch den globalen Fi-
nanzmarktkapitalismus, durch die er-
folgreiche „Gegen-Revolution“ des 
Neoliberalismus und durch die darin 
eingeschlossenen Veränderungen der 
Kräfteverhältnisse zwischen den 
Klassen wurden Gewerkschaften in 
ganz Europa enorm geschwächt. Sie 
mussten durch „raue See“

1
 gehen. Ih-

re strukturelle, organisatorische und 
ideologische Macht verminderte sich 
deutlich

2
, während gleichzeitig die 

sozialistischen und kommunistischen 
Parteien in eine tiefe Krise gerieten.  

In Großbritannien streikten am 1. Feb-
ruar 2023 eine halbe Million Men-
schen, überwiegend aus dem öffentli-
chen Dienst.

3
 Sie protestierten gegen 

                                                           
*

  Ich widme diesen Text dem Andenken an 
Otto König, den ehemaligen Bevollmächtig-
ter der IG Metall Verwaltungsstelle Hattin-
gen und Mitherausgeber der Zeitschrift „So-
zialismus“ und des „Forum Gewerkschaf-
ten“, der am 31. März 2023 verstorben ist. 

1
  Vgl. u. a. Steffen Lehndorff, Heiner Drib-

busch, Thorsten Schulten: Rough Waters. 
European Trade Unions in a Time of Crisis, 
Brussels, European Trade Union Institute, 
2017. 

2
  Vgl. Ullrich Brinkmann u.a.: Strategic Unio-

nism: Aus der Krise zur Erneuerung ? Umris-
se eines Forschungsprogramms, Wiesbaden 
2008. 

3
  Vgl. dazu den Beitrag von Dieter Reinisch in 

diesem Heft, S. 121ff. 

die Folgen der Inflation und die Aus-
teritätspolitik der konservativen Re-
gierung. Seitdem konzentrieren sich 
die Streikbewegungen auf den natio-
nalen Gesundheitssektor (NHS), wo 
PflegerInnen, AmbulanzfahrerInnen 
und ÄrztInnen seitdem bis heute im 
Mittelpunkt des Streikgeschehens ste-
hen. Sie werden durch Streiks von 
LehrerInnen, BBC-JournalistInnen 
und vielen anderen Berufsgruppen – 
selbst von PolizistInnen und Finanz-
beamten – unterstützt. Es geht dabei 
nicht allein um kräftige Lohnforde-
rungen. „Aufgestaute Wut“ entlädt 
sich auch gegen steigende Mieten, 
Energiepreise und Zinsen. Die Kämp-
fe richten sich zugleich gegen kata-
strophale Arbeitsbedingungen im Be-
reich des Gesundheitswesens, gegen 
den Notstand bei den Pflegeberufen 
und der Kinderbetreuung, gegen die 
Unterausstattung der Schulen und an-
derer Institutionen des Bildungswe-
sens, gegen Defizite im Bereich der 
Infrastruktur und des Verkehrswesens.  

Hier explodieren die Widersprüche, 
die sich seit mehreren Jahrzehnten 
durch die neoliberale Politik der Pri-
vatisierung und Marktliberalisierung, 
durch den Abbau des Sozialstaates 
und durch die Schwäche der Gewerk-
schaften und der politischen Linken 
zugespitzt haben. Aus Portugal (wo 
die Sozialisten mit absoluter Mehrheit 
regieren) wird von massiven Arbeits-
kämpfen nicht nur der LehrerInnen an 
den Schulen berichtet – ebenso aus 
Griechenland, Belgien und anderen 
EU-Staaten. In Deutschland steht die 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
seit Jahresbeginn in harten Tarifausei-
nandersetzungen im Bereich der Post, 
des öffentlichen Dienstes und des 
Einzelhandels; die Eisenbahnerge-
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werkschaft (EVG) und ver.di haben 
im März per Warnstreik den Schie-
nen- und Flugverkehr im ganzen Land 
lahm gelegt.

4
 In diesen Auseinander-

setzungen stehen oft junge Kollegin-
nen aus dem Gesundheitswesen, aber 
auch aus den Kitas und Schulen an 
vorderster Front. In Marburg und Gie-
ßen wurde das privatisierte Universi-
tätsklinikum durch einen dreiwöchigen 
Streik gezwungen, einem „Entlas-
tungstarifvertrag“ zuzustimmen. 

Politisches Zentrum dieser Klassen-
kämpfe ist derzeit Frankreich, wo eine 
von den Gewerkschaften geführte brei-
te politische Bewegung von politischen 
Massenstreiks gegen die Rentenpolitik 
des Staatspräsident Macron – inzwi-
schen ein offener politischer Macht-
kampf – anhält.

5
 Dieser richtet sich 

auch dagegen, dass Macron mit der In-
kraftsetzung der Erhöhung des Renten-
eintrittsalters auf 64 Jahre das Parla-
ment ausgeschaltet hat. Er bediente 
sich dabei eines Artikels aus der Ver-
fassung der V. Republik, die im Jahre 
1958 als Präsidialverfassung (offen für 
ein bonapartistisches „Notstandsre-
gime“) für den Machtantritt des Gene-
rals De Gaulle installiert worden war. 
Dieser ließ sich seine Entscheidungen 
durch Plebiszite bestätigen!  

Im langen Zyklus der neoliberalen 
Hegemonie, der in den 90er Jahren 
seinen Höhepunkt erreicht hatte, 
zeichnet sich seit etwa 2000 ein Nie-
dergang – vor allem aber ein Verfall 
der Zustimmung „von unten“ – ab. 
Materielle Basis dafür ist die Entfal-
tung der inneren Widersprüche der 
                                                           
4

  Vgl. den Beitrag von Fanny Zeise in diesem 
Heft, S. 117ff. 

5
  Vgl. dazu den Beitrag von Sebastian Chwala 

in diesem Heft, S. 128ff. 

neoliberalen Herrschaftskonstellation: 
ökonomische und soziale Krisen, In-
stabilität des Finanzsektors, zuneh-
mende soziale Ungleichheit, die Her-
ausforderungen durch die Umwelt- und 
Klimakrise, durch Massenmigration 
und die globale Ausbreitung von Epi-
demien. Seit 2021 sind die Risiken der 
De-Globalisierung in den Vordergrund 
getreten – die Nationalstaaten werden 
aufgewertet, erweisen sich aber als un-
fähig, erfolgreich der „Vielfachkrise“ 
oder „Zangenkrise“ zu begegnen.  

Nach der großen Finanzkrise der Jah-
re 2008/09 entwickelten sich weltweit 
Protestbewegungen: vom arabischen 
Frühling über Europa („Podemos“ 
u.a.) bis in die USA („Occupy Wall 
Street“)

6
. Die punktuell erfolgreichen 

Kampagnen der Sozialisten Jeremy 
Corbyn in GB und von Bernie San-
ders in den USA wurden vor allem von 
jungen Menschen unterstützt, die es 
richtig fanden, die Kapitalismuskritik 
mit einem Programm („For the Many, 
not the Few“) zu verbinden, das sich 
als „working class politics“ klar gegen 
Rassismus und Nationalismus stellt 
und konkrete Maßnahmen im Kampf 
gegen soziale Ungleichheit, sozialen 
Abstieg sowie gegen den Klimawandel 
einfordert. Sie ernteten breite Zustim-
mung für die Forderung, dass die 
Macht für die Bürger von den Eliten 
zurückgewonnen werden muss.  

Diese Welle erschöpfte sich schnell. 
Sie wurde im arabischen Raum mit 
brutaler Gewalt unterdrückt – politi-
sche Erfolge (z.B. Podemos) erwiesen 
sich als wenig überzeugend und insta-
bil. Inzwischen hat sich aber in der 

                                                           
6

  Vgl. u.a. Paul Mason: Why it’s Kicking Off 
Everywhere. The New Global Revolutions, 
London / New York 2012. 
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Folge der Massenmigration, der 
Corona-Pandemie und des Ukraine-
krieges die soziale Lage der subalter-
nen Volksklassen weiter verschlech-
tert. Die Inflation – vor allem die stei-
genden Preise für Mieten, Energie und 
Grundnahrungsmittel – hat jetzt die 
Gewerkschaften zurückgebracht. De-
ren elementare Aufgabe besteht zu-
nächst einmal darin, über den Lohn 
die Reproduktionsbedingungen der 
Arbeitskraft zu sichern. In jedem 
Land folgen diese Kämpfe eigenen 
Regeln und Traditionen. Dennoch ist 
es die Verbindung dieser elementaren 
Interessenlage mit der Erfahrung der 
sozialen Ungleichheit, der Krise der 
staatlichen Institutionen im Bereich 
der gesellschaftlichen Reproduktion 
(Bildung, Infrastruktur, Gesundheit, 
Alterssicherung etc.), die den Charak-
ter dieser jüngsten Welle von Klas-
senkämpfen auszeichnet.  

Die Spezifik dieser Kämpfe besteht 
darin, dass sie nicht durch die indust-
rielle Arbeiterklasse (z.B. der Auto-
mobilarbeiter, die in den 70er Jahren 
an der Spitze standen), sondern von 
Schichten der Lohnabhängigen getra-
gen werden, die im Bereich der öf-
fentlichen und privaten Dienstleistun-
gen arbeiten. Dort waren Gewerk-
schaften traditionell schwächer, muss-
ten in den letzten Jahren vielfach neu 
aufgebaut werden. Der Anteil der 
Frauen, aber auch von prekären Be-
schäftigungsverhältnissen ist hier viel-
fach besonders hoch. Die Strukturver-
änderungen in der Zusammensetzung 
der Arbeiterklasse, die sich in den 
letzten Jahrzehnten der Großen Trans-
formation vollzogen haben, reflektie-
ren sich nunmehr also auch im Profil 
der Klassenkämpfe selbst.  

Darüber hinaus richten sich ihre For-

derungen vielfach an den Staat bzw. 
an die Regierung. Die Kämpfe finden 
in den Staatsapparaten selbst statt. 
Das betrifft dann nicht allein die Ent-
lohnung von Pflegeberufen, Busfahre-
rInnen, LehrerInnen, Feuerwehrleu-
ten, PolizistInnen usw., sondern auch 
die finanzielle Ausstattung der Institu-
tionen, in denen sie arbeiten, mit 
staatlichen Mitteln, die nicht nur die 
Löhne der dort Arbeitenden, sondern 
auch deren Arbeitsbedingungen und 
nicht zuletzt die Qualität der Leistun-
gen (z. B. im Gesundheitswesen oder 
in den Schulen) verbessern.  

Hier also stoßen wir auf den politi-
schen Kern und die Spezifik der gro-
ßen Streikbewegungen des Jahres 
2023. Sie werden durch die Inflation 
angetrieben, stellen aber auch gleich-
zeitig die Prioritäten des kapitalisti-
schen Staates bei der Bewältigung der 
Krisen unserer Zeit infrage: die Priori-
tät der Rüstungsausgaben im Gefolge 
des russischen Angriffskrieges in der 
Ukraine auf der einen, das Ausbalan-
cieren zwischen der Energiewende im 
Zeichen des Ausstiegs aus fossilen 
Energieträgern („grüner Kapitalis-
mus“) und der notwendigen Ausdeh-
nung staatlicher Finanzierung im Be-
reich der Reproduktion, der Gesund-
heit, der Infrastruktur und des Bil-
dungswesens auf der anderen Seite. 
Dazu kommen die notwendigen Aus-
gaben in den Bereichen Innovation, 
Forschung und Wissenschaft, die 
durch die globale Konkurrenz um die 
Beherrschung der „digitalen Revolu-
tion“ erzwungen werden. Die Ausei-
nandersetzungen um solche Prioritä-
ten (unter dem Titel „Schuldenbrem-
se, ja oder nein“) finden nicht nur in 
der Regierung statt. Sie werden auch 
durch die im Zuge des krisenhaften 
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Verfalls der neoliberalen Hegemonie 
steigende Staatsverschuldung und die 
Instabilität der internationalen Fi-
nanzmärkte belastet. Hier berühren 
sich die Forderungen der Gewerk-
schaften mit den Forderungen der 
Klimabewegung, aber auch mit denen 
der Friedensbewegung. Es wäre Auf-
gabe einer politischen Linken, diesen 
politischen Kern der Kämpfe – ver-
bunden mit einer Kritik des Kapita-
lismus, die über diesen hinaus denkt – 
in den Mittelpunkt ihrer Kampagnen 
innerhalb und außerhalb der Parla-
mente zu stellen. Für die Gewerk-
schaften wird es eine entscheidende 
Frage sein, ob und wie es ihnen ge-
lingt, ein Abflauen der spontanen – 
durch Wut angetriebenen – Streikbe-
reitschaft zu verhindern. Wichtiges 
Ziel bleibt, in diesen Kämpfen auch 
die Organisationen zu stabilisieren, 
viele neue Mitglieder zu gewinnen, 
um dabei über den Tag hinaus struktu-
relle Macht – auf dem Arbeitsmarkt 
sowie bei der Verteilung des Sozial-
produkts, schließlich auch mit Blick 
auf die Prioritäten der Regierungspoli-
tik – zurückzugewinnen.  

Frank Deppe 

 

Klimapolitik in  
Kriegszeiten 

Deutschland hat voriges Jahr sein 
Klimaziel erreicht, die Treibhaus-
gasemissionen sanken um 1,9 Prozent. 
Allerdings müssen sie bis 2030 nun 
jährlich um sechs Prozent sinken!

1
 

Dabei ist es bereits jetzt fraglich, ob 
                                                           
1

  https://www.umweltbundesamt.de/presse/ 
pressemitteilungen/uba-prognose-treibhausgas 
emissionen-sanken-2022-um. 

das Ziel des Pariser Klimaabkom-
mens, die Erderhitzung möglichst bei 
unter 1,5 Grad aufzuhalten, damit er-
reicht werden kann. Die letzten beiden 
IPCC-Berichte (2018, 2021-23) gehen 
davon aus, dass die meisten optimisti-
schen Szenarien wenigstens zeitweise 
die 1,5 Grad überschreiten werden. 
Und sogar dann muss inzwischen ein-
berechnet werden, dass auch Maß-
nahmen zum Entfernen des Kohlendi-
oxids aus der Luft und sein sicheres 
Wegspeichern verwirklicht werden 
müssen. Damit hat sich die Idee des 
eigentlich unverantwortbaren Climate 
Engineering hinterrücks eingeschli-
chen, ohne dass wir eine gesellschaft-
liche Debatte darüber führen würden.  

Wir bräuchten einen „Paradigmen-
wechsel“ hatte voriges Jahr ein Exper-
tenrat für Klimafragen in seinem ers-
ten Zweijahresgutachten

2
 festgestellt. 

So scharf sind noch nicht mal die 
„Klimakleber“ von der „Letzten Ge-
neration“, die lediglich das 9-Euro-
Ticket und ein Tempolimit auf Auto-
bahnen fordern. Was heißt „Paradig-
menwechsel“ eigentlich? Beim Welt-
klimarat haben sie auch gemerkt, dass 
eine Umstellung der Energiebasis von 
fossilen auf erneuerbare Energien 
nicht ausreicht, sondern dass es 
„transformatorische Änderungen der 
Produktionsprozesse“

 
braucht und ei-

ne „Koordinierung der gesamten 
Wertschöpfungskette“ und damit „dis-
ruptive Veränderungen in der Wirt-
schaftsstruktur“

3
. Und im neuen Be-

                                                           
2

  https://expertenrat-klima.de/content/uploads/ 
2022/11/ERK2022_Zweijahresgutachten.pdf 

3
  Intergovernmental Panel on Climate Change 

(IPCC), AR 6, WG III, Climate Change 
2022, Mitigation of Climate Change. Sum-
mary for Policymakers, 2022.  
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richt an den Club of Rome mit dem Ti-
tel „Earth for all. Ein Survivalguide für 
unseren Planeten“ werden als die wich-
tigsten der notwendigen „Fünf Kehrt-
wenden“ das Ende der Armut und die 
Beseitigung der eklatanten Ungleich-
heit genannt.

4
 Diese Argumentation, 

bei der es eben nicht bloß um die 
Energietechnik, sondern um gesell-
schaftliche Fragen geht, teilt auch der 
eben genannte Zweijahresbericht: 
„Klimapolitik wäre dann nicht mehr 
überwiegend Emissions-Minderungs-
politik, sondern zunehmend Wirt-
schafts- und Sozialpolitik unter den 
neuen Rahmenbedingungen der harten 
Mengengrenze“.  

Das sind nun alles nicht gerade revo-
lutionäre Quellen, aber sie zeigen, wie 
stark sachliche Argumente in die Rich-
tung deuten, dass es auf einen Sys-
temwechsel ankommt. Aber stattdes-
sen geht’s nun wieder ganz heiß her: 
Kriegshetze und Militarisierung be-
kommen seit Kriegsbeginn in der Uk-
raine einen ungeahnten Aufschwung. 
Schon vorher (für 2017) war der CO2-
Ausstoß des US-Militärs mit 59 Milli-
onen Tonnen ungefähr so groß  wie die 
Gesamt-Emissionen Schwedens (mit 
50,9 Millionen Tonnen). Die globalen 
Emissionen von Rüstungsindustrie und 
Militär sollen 5 Prozent des gesamten 
CO2-Ausstoßes ausmachen.

5
  

Der Ukrainekrieg wie auch alle ande-

                                                           
4

  Dixxon-Decléve, Sandrine; Gaffney, Owen; 
Ghosh, Jayati; Randers, Jørgen; Rockström, 
Johan; Stoknes, Per Espen (2022): Earth for 
all. Ein Survivalguide für unseren Planeten. 
Der neue Bericht an den Club of Rome, 50 
Jahre nach „Die Grenzen des Wachstums“. 
München: oekom verlag. 

5
  https://www.derstandard.de/story/20001397 

03791/wie-sehr-krieg-und-ruestung-dem-
klima-schaden. 

ren Kriege auf der Welt sind schon 
menschlich eine absolute Katastrophe. 
Gleichzeitig verhindern sie vernünftige 
Vereinbarungen zu einem humanen 
und ökologischen Systemwechsel und 
verprassen Ressourcen, die anderswo 
dringend gebraucht würden. Im Jahr 
2020 wurden weltweit 1.981 Milliar-
den US-Dollar für Militär und Rüstung 
ausgegeben – für Klimaschutz und 
Anpassung im selben Zeitraum 321 
Milliarden an öffentlichen Ausgaben 
und noch mal 632 Milliarden im priva-
ten Sektor, also insgesamt etwa die 
Hälfte.

6
 Um das Ziel von 1,5 Grad ma-

ximaler global-durchschnittlicher 
Temperaturerhöhung noch einhalten zu 
können, werden schätzungsweise 3.800 
Milliarden Dollar benötigt, also etwa 
das Doppelte der Militärausgaben. 
Auch wenn der Klimaschutz nicht 
wirklich nur mit Geld erkauft werden 
kann, sondern strukturelle gesellschaft-
liche Veränderungen braucht, zeigt 
dies eine verhängnisvolle Schieflage.  

Der Klimawandel wird häufig als Risi-
komultiplikator für Spannungen in al-
ler Welt bezeichnet. Krieg jedoch ver-
unmöglicht Klimaschutz auf ganzer 
Front. Eine Wiederbelebung fossiler 
Energieträger anlässlich des Ukrainek-
rieges erleben wir gerade. Wenigstens 
zeigte sich auch, dass durchaus Energie 
gespart werden kann – leider oft in den 
Wohnungen der ärmeren Menschen. 
Es geht bei beiden Problemfeldern ums 
Ganze! Schon früher waren die groß-
spurigen „Klimapakete“ der Bundesre-
gierung nur Klima-Päckchen und nach 
und nach geht es immer weiter in den 
Krebsgang. Die aktuellen Beschlüsse 

                                                           
6

  https://at.scientists4future.org/2021/11/09/ 
die-staaten-der-welt-geben-sechs-mal-so-
viel-fur-militar-aus-wie-fur-klimaschutz/ 
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des Koalitionsausschusses mit einem 
Zurück zu Verbrenner-Motoren sind da 
nur ein weiteres trauriges Kapitel. Ein 
weiteres Aufweichen der Ziele besteht 
darin, dass nicht mehr jeder Sektor 
einzeln seine Emissionsminderungen 
nachweisen muss, sondern dass sie 
zwischen Sektoren verrechnet werden 
können. Zwar ist es der Natur (fast) 
egal, woher die Emissionen kommen, 
aber diese Verrechnung verhindert eine 
präzise Zielstellung und -verantwortung 
in den einzelnen Sektoren.  

Die Pläne zur Beschleunigung von 
Autobahnvorhaben erinnern mich wie-
der an die „Letzte Generation“. Eine 
Forderung der „Letzten Generation“ 
hatte ich vorhin unterschlagen: Sie for-
dern auch einen „Gesellschaftsrat“ zu 
der Frage, wie wir bis 2030 Nullemis-
sionen erreichen. Wenn wenigstens das 
von der EU neu angestrebte Ziel, im 
Jahr 2030 45% erneuerbare Energien 
(am Bruttoenergieverbrauch) zu haben, 
durchgesetzt werden soll, werden auch 
hierfür dringend Diskussionsforen mit 
mehr oder minder z.B. über Windener-
gieanlagen besorgten Mitmenschen 
benötigt. Der Misserfolg des Volksent-
scheids Klimaneutral 2030 in Berlin 
lässt aufhorchen! Die „Letzte Genera-
tion“ schafft sogenannte Erregungskor-
ridore. Diese Erregung ging beim 
Volksentscheid eher nach hinten los. 
Aber umso wichtiger ist es, immer 
wieder übers „Ganze“ zu reden. Dar-
über, wie eine Welt ohne Krieg und 
Climate Engineering und -kollaps 
möglich wird.  

Annette Schlemm 

 

 

 

 

„Deutsche Polizisten 
schützen die Faschisten“ 
(– im Ausland) 

Vor Jahrzehnten war das eine oft ge-
hörte Parole, wenn Antifaschisten 
wieder einmal bei ihren Protesten ge-
gen die NPD oder andere neofaschis-
tische Gruppierungen auf die bundes-
deutsche Polizei trafen, die ihre 
Hauptaufgabe darin sah, die Ver-
sammlung der Nazis durchzusetzen. 

Trotz solcher Polizeieinsätze organi-
sierten Antifaschisten immer wieder 
Massenproteste bis hin zu Blockade-
aktionen, die dazu beitrugen, dass of-
fen faschistische Aufmärsche in der 
letzten Zeit deutlich kleiner ausfielen 
als noch vor einigen Jahren. Seit es 
gelungen ist, solche Aufmärsche, wie 
beispielsweise zum 13. Februar in 
Dresden effektiv zu behindern, verla-
gern sich neofaschistische Aktivitäten 
zur Rehabilitierung des Hitlerfa-
schismus zunehmend ins europäische 
Ausland. So marschieren in jedem 
Jahr im März SS-Veteranen und ihre 
ideologischen Freunde in Riga anläss-
lich des lettischen Nationalfeiertags, 
an dem die faschistischen Kollabora-
teure als „Kämpfer für die Unabhän-
gigkeit Lettlands“ gefeiert werden. 
Anfang Februar erinnert in Ungarn 
die „Magyar Garda“ mit einer „Ge-
denkwanderung“ an den Ausbruch-
versuch der SS, Wehrmacht und unga-
rischer Kollaborateure im Jahre 1945 
aus der Einkesselung Budapests durch 
die Rote Armee. Und Ende Februar 
findet in Sofia zur Erinnerung an ei-
nen faschistischen Kollaborateur der 
„Lukov-Marsch“ statt. Vergleichbare 
geschichtsrevisionistische Aktionen 
gibt es in Spanien unter der Federfüh-
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rung der VOX-Partei, in Italien orga-
nisiert von der Casa Pound oder von 
Kroatien aus als „Gedenken“ an die 
Kollaborateure in der Haftstätte in 
Bleiburg (Österreich). Da bei solchen 
Aufmärschen die faschistische Tradi-
tion allzu offen propagiert wird, gibt 
es teilweise formelle Verbote durch 
die Staatsorgane, wenngleich solche 
Einschränkungen, wie in den vergan-
genen Jahren mehrfach in Ungarn er-
lebt, durch Gerichte wieder aufgeho-
ben wurden bzw. die Aktionen mit 
Auflagen durchgeführt werden konn-
ten.  

Gegen diesen Geschichtsrevisionis-
mus zeigt sich in den jeweiligen Län-
dern zivilgesellschaftlicher Wider-
stand. Zumeist sind es keine Massen-
bewegungen, dennoch reagieren die 
Sicherheitskräfte mit deutlicher Härte 
gegen die Antifaschisten. In Lettland 
werden Protestierenden als Russland-
Freunde denunziert und von Polizei 
und Geheimdiensten überwacht. In 
Ungarn und Bulgarien werden die 
Aufmärsche der Neonazis von der Po-
lizei gesichert. Da sich immer wieder 
Delegationen deutscher und österrei-
chischer Neonazis an den Aufmär-
schen in Budapest und Sofia beteilig-
ten, unterstützen die VVN-BdA, die 
Internationale Föderation der Wider-
standskämpfer (FIR), aber auch auto-
nome Antifa-Gruppen die Protestakti-
onen vor Ort.  

Dass solche antifaschistische Solidari-
tät von den Staatsorganen nicht ge-
schätzt wird, mussten im Jahr 2015 
Vertreter der VVN-BdA erleben, als 
ihre Einreise nach Lettland – entgegen 
allen Regeln der europäischen Freizü-
gigkeit – polizeilich behindert wurde. 
Fünf Mitglieder, darunter der Bun-
desgeschäftsführer, wurden in Riga 

stundenlang festgehalten, schikaniert 
und nach Litauen abgeschoben. Die 
Bundesvorsitzende wurde bereits am 
Hamburger Flughafen von einer letti-
schen Fluggesellschaft abgewiesen.  

In diesem Jahr war zu erleben, dass 
deutsche Sicherheitsorgane nicht nur 
Schützenhilfe für lettische, ungarische 
und bulgarische Stellen leisteten, son-
dern selbst aktiv wurden. Am 24. Feb-
ruar 2023 wurde Florian Gutsche, 
Bundesvorsitzender der VVN-BdA, 
am Berliner Flughafen von Beamten 
der Bundespolizei im Rahmen einer 
offensichtlich vorbereiteten Aktion 
abgefangen. Gutsche war auf dem 
Weg nach Bulgarien, wo er als Be-
obachter an internationalen Protesten 
gegen den faschistischen „Lukov-
Marsch“ in Sofia teilnehmen wollte. 
Er wurde zwei Stunden festgehalten 
und befragt, sein Gepäck durchsucht 
und mit einer „Ausreiseuntersagung“ 
wieder entlassen. Sie beinhaltete die 
Drohung, dass man ihn bei Zuwider-
handlung „in Gewahrsam nehmen“ 
und strafrechtlich verfolgen werde. 
Das Ausreiseverbot wurde im Rah-
men des Passgesetzes für jegliche 
Auslandsreise an dem Wochenende 
erlassen. Die Verfügung wurde damit 
begründet, dass damit zu rechnen sei, 
dass Gutsche „das Ansehen der Bun-
desrepublik Deutschland im Ausland 
erheblich schädigen“ würde. Ohne je-
den Beleg wurde ihm pauschal unter-
stellt an gewalttätigen Auseinander-
setzungen im Ausland teilnehmen zu 
wollen. Politisch verantwortlich für 
ein solches Ausreiseverbot ist übri-
gens Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser (SPD) als oberste Dienstherrin 
der Bundespolizei.  

Natürlich protestierte die VVN-BdA 
gegen diesen Grundrechtseingriff und 
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die Versuche der deutschen Polizei, 
Antifa-Proteste jetzt sogar im Ausland 
zu behindern. Man werde auch wei-
terhin nach allen Kräften befreundete 
antifaschistische und zivilgesellschaft-
liche Gruppen in Osteuropa unterstüt-
zen. 

Diese Aktion der Bundespolizei steht 
wahrscheinlich im Zusammenhang 
mit einer Kampagne ungarischer Ne-
onazis und der Springerpresse. An-
fang Februar 2023 war es in Budapest 
im Vorfeld des neofaschistischen 
Aufmarsches zu einer gewalttätigen 
Auseinandersetzung gekommen. Nach 
Veröffentlichung eines Videos auf ei-
nem ungarischen neofaschistischen 
Internet-Portal, welches unmittelbar 
danach durch die BILD-Zeitung im 
deutschsprachigen Raum verbreitet 
wurde, verdächtigte die ungarische 
Polizei ausländische Antifaschisten, 
daran beteiligt zu sein. Mehrere Per-
sonen wurden festgenommen und sind 
seit längerer Zeit in Untersuchungs-
haft. Mitte März konnte man dann aus 
der BILD-Zeitung erfahren, dass die 
Landeskriminalämter Sachsen und 
Thüringen Wohnungen in Leipzig und 
Jena  bei ihrer Jagd auf Antifaschisten 
durchsucht hatten, die angeblich an 
diesen Aktionen beteiligt waren. 

Solch „vorauseilender Gehorsam“ 
deutscher Sicherheitsorgane zur Be-
hinderung antifaschistischer Proteste 
in Europa und die Konstruktion eines 
Feindbildes „terroristische Antifa“ in 
Deutschland konterkariert alle voll-
mundigen Erklärungen der sozialde-
mokratischen Innenministerin zu ih-
rem „Kampf gegen den Rechtsextre-
mismus“. 

Ulrich Schneider 

 

„Feministische  
Außenpolitik“  

2014 stellte die damalige schwedische 
Außenministerin Margot Wallström 
das erste Konzept für eine sogenannte 
„feminist“ foreign policy (FFP) vor. 
Mit der neuen Regierung verabschie-
dete sich der aktuelle Außenminister 
Tobias Billström im Jahr 2022 wieder 
davon. Doch in der Zwischenzeit 
übernahmen zahlreiche weitere Staa-
ten eine „feministische“ Außenpolitik 
mit unterschiedlichen Konzepten oder 
kündigten eine solche Absicht an: Auf 
Schweden (2014) folgten Kanada 
(2017), Frankreich (2019), Mexiko 
(2020), Spanien (2021), Luxemburg 
(2021), Chile (2022), Kolumbien 
(2022) und Liberia (2022).

1
 

Im März 2023 veröffentlichte das 
Auswärtige Amt (AA) seine Leitlinien 
für eine FFP. Diese übernehmen das 
Drei-„R“-Konzept von Wallström: 
Rechte, Repräsentanz und Ressourcen 
stehen dabei im Zentrum. Zu den 
Rechten heißt es: „Wir setzen uns da-
für ein, dass die Rechte von Frauen 
und Mädchen weltweit geachtet und 
gefördert werden“.

2
 Bei Repräsentanz 

geht es um die gleichberechtigte Teil-
habe von Frauen in allen Gesell-
schaftsbereichen, u.a. durch mehr 
Frauen und marginalisierte Gruppen 
in der Außenpolitik. Und zu guter 
Letzt sollen Frauen und marginalisier-
te Gruppen den gleichen Zugang zu 
finanziellen, personellen und natürli-

                                                           
1

  Feminist foreign policies: An introduction, 
unwomen.org, September 2022. 

2
  Auswärtiges Amt: Feministische Außenpoli-

tik gestalten. Leitlinien des Auswärtigen 
Amts, auswaertiges-amt.de, Februar 2023. 
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chen Ressourcen und auch immateri-
ellen Ressourcen haben. Was progres-
siv klingt, ist eine verschleiernde Le-
gitimationsstrategie der imperialisti-
schen Außenpolitik der BRD. Es ist 
zynisch, dass das AA in überheblicher 
und kolonialer Manier die Rechtsrah-
men anderer Staaten hinsichtlich der 
Rechte von Frauen und marginalisier-
ten Gruppen beeinflussen will. 
Gleichzeitig fördert es  schließlich 
auch das tödliche EU-Grenzregime, 
durch das Frauen während ihrer kri-
minalisierten Migration in die EU se-
xualisierter Gewalt ausgesetzt sind 
(u.a. in EU-finanzierten Folterlagern 
in Libyen), in die Zwangsprostitution 
getrieben werden und ihr Leben bei-
spielsweise  auf der Überfahrt übers 
Mittelmeer riskieren. Das AA besitzt 
die Dreistigkeit, zu behaupten, sich 
für einen gleichberechtigten Zugang 
zu Ressourcen einsetzen zu wollen, 
während es asymmetrische Handels-
verträge abschließt und Extraktivis-
mus im Globalen Süden vorantreibt. 

Diese oberflächliche, liberale und im-
periale Form von Feminismus ver-
sucht Frauen an die Spitze der Struk-
turen von Unterdrückung zu stellen, 
anstatt für die Abschaffung dieser 
Strukturen zu plädieren.  

Entsprechend militaristisch sind die 
Leitlinien des AA: Gleich auf den ers-
ten Seiten heißt es, eine „feministi-
sche Außenpolitik“ sei nicht gleich-
bedeutend mit Pazifismus, denn Russ-
lands Krieg in der Ukraine zeige, dass 
Menschenleben auch mit militäri-
schen Mitteln geschützt werden müss-
ten. Zwar heißt es in den Leitlinien, 
„Wir kämpfen gegen sexualisierte und 
geschlechtsspezifische Gewalt in be-
waffneten Konflikten.“ Damit lehnen 
aber die Leitlinien nicht Krieg ab, 

sondern wollen ihn ‚gender friendly’ 
machen. In der Debatte um bewaffne-
te Drohnen und autonome Waffen, 
schreibt die antimilitaristische Akti-
vistin und Autorin Ray Acheson, wird 
das Argument verwendet, Roboter 
würden nicht vergewaltigen. Doch 
„autonome Waffensysteme können 
die Schwelle für die Anwendung von 
Gewalt herabsetzen, was dazu führt, 
dass immer mehr Gemeinschaften in 
Situationen geraten, in denen sexuelle 
und geschlechtsspezifische Gewalt in 
der gesamten Gesellschaft zunehmen 
dürfte“.

3
 Weiter wird in den Leitlinien 

behauptet: „Wir stärken die humanitä-
re Rüstungskontrolle und treten für 
eine sichere Welt ohne Atomwaffen 
ein.“ Doch faktisch ist die Bundesre-
gierung bislang nicht dem UN-
Atomwaffenverbotsvertrag beigetre-
ten, akzeptiert weiterhin die Stationie-
rung und bevorstehende Modernisie-
rung von US-amerikanischen Atom-
waffen in Büchel und beschafft nun 
F35-Kampfjets für die Bundeswehr, 
die auch Atomsprengköpfe transpor-
tieren und abwerfen können. Zudem 
liefert die BRD Waffen an Kriegspar-
teien, wie z.B. die Ukraine oder Saudi-
Arabien

4
, und sorgt damit für eine Ver-

längerung der Kriegshandlungen. Im 
Jahr 2022 brach die Bundesregierung 
militaristische Rekorde: Mit dem 100-
Milliarden-Euro-Sondervermögen für 
die Bundeswehr schuf die Bundesre-
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  Ray Acheson: Autonomous Weapons and 
Gender Based Violence, Women’s Interna-
tional League for Peace and Freedom with 
support from the Campaign to Stop Killer 
Robots, automatedresearch.org, 2020. Eige-
ne Übersetzung. 

4
  Deutschland genehmigt deutlich mehr Rüs-

tungsgüter nach Saudi-Arabien, zeit.de, 
19.3.2023. 
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gierung das größte Aufrüstungspaket 
und erzielte den zweithöchsten Wert 
an Rüstungsexporten in der Geschich-
te der BRD.

5
 Militarismus fördert die 

Idee der Dominanz durch Gewalt und 
kann somit nicht feministisch sein, 
denn Feminismus lehnt Gewalt zur 
Durchsetzung sozialer Kontrolle ab. 
Zudem verschlimmert die Aufrüs-
tungswelle die größten Probleme un-
serer Zeit: die Klimakrise, das Mas-
senartensterben und die Gefahr eines 
Atomkrieges. Immer wieder versu-
chen Unternehmen und Politi-
ker*innen, die Brutalität des Kapita-
lismus und der Kriege durch die Ver-
wendung progressiver Sprache zu ver-
schleiern, um deren emanzipatori-
sches Potenzial zu untergraben und 
für sich zu nutzen. So setzte sich die 
Kolonialmacht Frankreich mit „Ent-
schleierungskampagnen“ in Algerien 
für die „Emanzipation“ der algeri-
schen Frauen ein oder die britische 
Kolonialmacht kritisierte die Witwen-
verbrennung in Indien. Gayatri 
Chakravorty Spivak hebt das zugrun-
de liegende koloniale Denkmuster mit 
der pointierten Beschreibung „weiße 
Männer retten braune Frauen vor 
braunen Männern“

6
 hervor. Auch der 

Krieg in Afghanistan „diente“ der 
„Befreiung“ der afghanischen Frauen. 
Bis heute instrumentalisiert die Bun-
desregierung die Rechte der Frauen in 
Afghanistan und gefährdet sie. Nach-
dem die Taliban Ende 2022 verkünde-
ten, Frauen nur noch sehr einge-
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  Rüstungsexporte 2022 bei 8,35 Milliarden 
Euro, zdf.de, 27.12.2022. 

6
  Gayatri Chakravorty Spivak: “Can the Sub-

altern Speak?” in: Cary Nelson und Law-
rence Grossberg (Hrsg.): Marxism and the 
Interpretation of Culture, Basingstoke: 
Macmillan, S. 271–313. 1988. 

schränkt für NGOs arbeiten zu lassen, 
plante Außenministerin Baerbock, die 
Hilfen im Bereich der Ernährungssi-
cherheit für Afghanistan zu kürzen. 
Treffend fasst die Sozialwissenschaft-
lerin Jasamin Ulfat-Seddiqzai in ei-
nem Kommentar zur FFP zusammen: 
„Frauen und Kinder hungern zu las-
sen, um den Taliban Feminismus bei-
zubringen, ist aber nicht feministisch, 
sondern schlicht und ergreifend un-
menschlich.“

7
 Wichtig bleibt für die 

sozialen, emanzipatorischen Bewe-
gungen, nicht auf die progressive 
Sprache des Auswärtigen Amtes rein-
zufallen, sondern an den grundlegen-
den Ideen des Feminismus und damit 
zusammenhängend des Antimilitaris-
mus festzuhalten und die Instrumenta-
lisierung von Frauenrechten und mar-
ginalisierter Gruppen anzuklagen. 
Feminismus heißt Antimilitarismus. 

Jacqueline Andres 
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  Jasamin Ulfat-Seddiqzai: Kommentar zur 
Feministischen Außenpolitik, Leitlinien oh-
ne notwendigen Kurswechsel, Online: 
deutschlandfunkkultur.de, 6.3.2023. 


